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4. Änderung der Vergnügungssteuersatzung der Stadt Leichlingen vom 09.11.2006 
 
Der Rat der Stadt Leichlingen hat in seiner Sitzung am 01.12.2011 folgende Änderung der 
Vergnügungssteuersatzung vom 09.11.2006 beschlossen: 
 
Rechtsgrundlagen: 
 

- § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), 

- §§ 1, 2, 3 und § 20 Abs. 2 Buchst. b) des Kommunalabgabengesetzes für das Land 
Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21.10.1969 (GV.NRW. S. 712/-SGV.NRW. 
610) 

 
jeweils in der zurzeit geltenden Fassung. 
 

Artikel 1 
 
§ 10 Abs. (3)(Nach dem Einspielergebnis bzw. der Anzahl der Apparate) erhält folgende 
Fassung: 
 
(3) Für Spielapparate im Sinne des § 1 Nr. 5 hat der Steuerschuldner (§ 3) bis zum 15. Tag nach 

Ablauf eines Kalendervierteljahres (Quartal) der Stadt Leichlingen -Steuerabteilung- 
Erklärungen auf amtlichem Vordruck -„Vergnügungssteuererklärung für Apparate mit 
Gewinnmöglichkeit“ bzw. „Vergnügungssteuererklärung für Spiel-, Geschicklichkeits- und 
sonstige Apparate“- über die in den Vormonaten im Stadtgebiet gehaltenen Apparate und die 
Berechnung der Vergnügungssteuer abzugeben. Die Erklärungen sind getrennt nach Monaten 
einzureichen. 

 
Hierbei sind für die Apparate mit Gewinnmöglichkeit Zählwerkausdrucke (deutlich lesbare 
Kopien reichen aus) für den jeweiligen Abrechnungszeitraum beizufügen, die als Angaben 
mindestens Hersteller, Gerätename, Geräteart, Gerätetyp, Gerätenummer, Zulassungs-
nummer, die fortlaufende Nummer und das Datum des aktuellen und des letzten 
Zählwerkausdruckes, die Anzahl der einwurfpflichtigen Spiele, den Gesamtbetrag der 
aufgewendeten Geldbeträge sowie das Einspielergebnis enthalten müssen.  
 
Die Eintragungen in der Selbsterklärung sind getrennt nach Aufstellorten und anschließend 
aufsteigend nach Zulassungsnummern vorzunehmen. Die Zählwerkausdrucke sind 
entsprechend der Vergnügungssteuererklärung zu sortieren. Die Datenauslesung muss 
innerhalb der letzten 5 Werktage des Vormonats erfolgt sein, soweit die Stadt Leichlingen 
hiervon keine Ausnahme zugelassen hat. 
 

 
§ 13 (Festsetzung und Fälligkeit) erhält folgende Fassung: 
 
(1) Die Steuer wird mit Steuerbescheid festgesetzt und ist innerhalb eines Monats nach 

Bekanntgabe des Steuerbescheides zu entrichten. 
 
(2) Die Stadt Leichlingen ist berechtigt, bei regelmäßig wiederkehrenden Veranstaltungen die 

Pauschsteuer für einzelne Kalendervierteljahre im Voraus festzusetzen. In diesen Fällen ist 
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die Steuer für das jeweilige Kalendervierteljahr zum 15. Februar, 15. Mai, 15. August und 15. 
November zu entrichten. Die Steuer kann auf Antrag, der bis zum 30.11 des Vorjahres zu 
stellen ist, zu je einem Zwölftel des Jahresbetrages am 15. jeden Kalendermonats entrichtet 
werden. 

 
Artikel 2 

 
Die 4. Änderung der Vergnügungssteuersatzung vom 09.11.2006 tritt rückwirkend zum 
01.04.2011 in Kraft. Sie ersetzt im Umfang der Änderungen die Vergnügungssteuersatzung vom 
09.11.2006 (Amtsblatt der Stadt Leichlingen vom 20.11.2006) in der Fassung der 3. Änderung 
vom 24.02.2011 (Amtsblatt der Stadt Leichlingen vom 02.03.2011). 
 

 
Artikel 3 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Änderungsatzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Gemäß § 7 Abs. 6 der 
Gemeindeordnung NW (GO NW) wird darauf hingewiesen, dass die Verletzung von Verfahrens- 
oder Formvorschriften GO NW gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
− eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde 

nicht durchgeführt, 
− die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
− der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
− der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Leichlingen, den 02.12.2011 
 
 
gez. Ernst Müller 
(Bürgermeister) 
 
 
63 

1. Änderung der Satzung über die Straßenreinigung und Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Leichlingen 

 
Der Rat der Stadt Leichlingen hat in seiner Sitzung am 01.12.2011 folgende Änderung der 
Satzung über die Straßenreinigung und Erhebung von Straßenreinigungsgebühren in der Stadt 
Leichlingen vom 05.03.2007 beschlossen: 
 
Rechtsgrundlagen: 
 
− § 7 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 

Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV.NRW. S. 666/SGV. NRW. 2023), 
− § 4 des Gesetzes über die Reinigung öffentlicher Straßen (Straßenreinigungsgesetz NRW - 

StrReinG NRW) vom 18. Dezember 1975 (GV. NW. S. 706, 1976 S. 12) 
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jeweils in der zurzeit geltenden Fassung. 
Artikel 1 

 
§ 6 Abs. 5 Gebührenmaßstab und Gebührensatz (Frontmetermaßstab) erhält folgende 
Fassung: 
 

(5) Für die Winterwartung wird zusätzlich eine Benutzungsgebühr erhoben. Die 
Benutzungsgebühr je Frontmeter (Absätze 1 – 3) beträgt jährlich 2,61 €. 

 
Artikel 2 

 
Die 1. Änderung der Satzung über die Straßenreinigung und Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Leichlingen vom 05.03.2007 tritt am 01.01.2012 in Kraft. 
Sie ersetzt im Umfang der Änderungen die Satzung über die Straßenreinigung und Erhebung von 
Straßenreinigungsgebühren in der Stadt Leichlingen vom 05.03.2007 (Amtsblatt der Stadt 
Leichlingen vom 30.03.2007 und 12.04.2007). 
 

Artikel 3 
 

Bekanntmachungsanordnung 
Die vorstehende  Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 

Gemäß § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung NW (GO NW) wird darauf hingewiesen, dass die 
Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der GO NW gegen diese Satzung, nach Ablauf 
eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei die 
verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 

 
Leichlingen, den 02.12.2011 
 
gez. Ernst Müller 
(Bürgermeister) 
 
 
64 
 

Satzung über die Entsorgung von Grundstücksentwässerungsanlagen in der Stadt 
Leichlingen vom 01. Dezember 2011 

 
Inhaltsverzeichnis          
Präambel           
§ 1 Allgemeines          
§ 2 Anschluss- und Benutzungsrecht       
§ 3 Begrenzung des Benutzungsrechtes      
§ 4  Anschluss- und Benutzungszwang       
§ 5 Ausführung, Betrieb und Unterhaltung der Grundstücksentwässerungsanlage 
§ 6 Entsorgung der Grundstücksentwässerungsanlagen     
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§ 7 Haftung          
§ 8 Anmeldepflicht         
§ 9 Auskunftspflicht, Betretungsrecht       
§ 10 Benutzungsgebühren         
§ 11 Berechtigte und Verpflichtete        
§ 12 Ordnungswidrigkeiten        
§ 13 Inkrafttreten          
 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der 
Fassung der Bekanntmachung 14.07.1994 (GV. NRW. 1994, S. 666), zuletzt geändert durch Art. 
4 des Gesetzes vom 09.12.2009 (GV. NRW. 2009, S. 950), des Wasserhaushaltsgesetzes des 
Bundes vom 31.07.2009 (BGBl. I 2009, S. 2585 ff.), der §§ 51 ff. des Wassergesetzes für das 
Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW. 
1995, S. 926), zuletzt geändert durch Art. 3 des Gesetzes vom 16.03.2010 (GV. NRW. 2010, S. 
185 ff.)  hat der Rat der Stadt Leichlingen am 01.12.2011 folgende Satzung über die Entsorgung 
von Grundstücksentwässerungsanlagen beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Stadt Leichlingen betreibt in ihrem Gebiet die Entsorgung der 

Grundstücksentwässerungsanlagen als öffentliche Einrichtung. Diese bildet eine rechtliche 
und wirtschaftliche Einheit.  

 
(2) Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne dieser Satzung sind abflusslose Gruben und 

Kleinkläranlagen für häusliches Schmutzwasser.  
 

(3) Die Abwasserbeseitigung umfasst die Entleerung (einschl. Reinigung), Abfuhr und 
Behandlung der Anlageninhalte entsprechend den allgemeinen  anerkannten Regeln der 
Abwassertechnik. Zu ihrer Durchführung kann sich die Stadt Dritter bedienen. 

 
§ 2 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 

(1) Jeder Eigentümer eines im Stadtgebiet liegenden Grundstückes, auf dem eine 
Grundstücksentwässerungsanlage im Sinne des § 1 Abs. 2 betrieben wird, ist, 
vorbehaltlich der Einschränkungen in dieser Satzung,  berechtigt, von der Stadt die 
Entsorgung seiner Anlage und die Übernahme ihres Inhaltes zu verlangen (Anschluss- 
und Benutzungsrecht). 

 
(2) Bei landwirtschaftlichen Betrieben sind Kleinkläranlagen von der Entleerung 

ausgeschlossen, bei denen die Pflicht zum Abfahren und Aufbereiten des anfallenden 
Klärschlammes auf Antrag der Stadt von der zuständigen Behörde gemäß § 53 Abs. 4  
Satz 2 LWG NRW auf den Nutzungsberechtigten des Grundstücks übertragen worden ist. 

 
§ 3 

Begrenzung des Benutzungsrechtes 
 

(1) In die Grundstücksentwässerungsanlagen darf nur Schmutzwasser aus Haushaltungen 
oder ähnliches Schmutzwasser eingeleitet werden. Es dürfen insbesondere nicht 
eingeleitet werden: 
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a. Stoffe, die geeignet sind, die Funktionsfähigkeit der 

Grundstücksentwässerungsanlagen zu beeinträchtigen,  
 

b. Stoffe, die geeignet sind, die bei der Entleerung und Abfuhr eingesetzten Geräte 
und Fahrzeuge in ihrer Funktion zu beeinträchtigen zu beschädigen oder zu 
zerstören  

 
c. Stoffe, durch die die öffentliche Sicherheit und Ordnung gefährdet, das Personal 

bei der Entsorgung gesundheitlich geschädigt oder die 
Grundstücksentwässerungsanlage nachteilig beeinflusst werden können. 
 

d.  Stoffe, die die  öffentliche Abwasseranlage in Ihrem Bestand angreifen oder ihren 
Betrieb, die Funktionsfähigkeit oder die Unterhaltung gefährden, erschweren, 
verteuern oder behindern. 

 
(2) Im Übrigen gelten die Vorschriften der Satzung über die Entwässerung der Grundstücke 

und den Anschluss an die öffentliche Abwasseranlage sowie die Bestimmungen des DWA 
Merkblatt 115 über die Mindestanforderungen an das Einleiten von Abwasser in der 
jeweils geltenden Fassung. 

 
§ 4 

Anschluss -und Benutzungszwang 
 

(1) Jeder anschlussberechtigte Grundstückseigentümer ist verpflichtet, sich der städtischen 
Entsorgung anzuschließen und den zu entsorgenden Inhalt der 
Grundstücksentwässerungsanlage der Stadt zu überlassen (Anschluss- und 
Benutzungszwang). 

 
(2) Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt auch für das in landwirtschaftlichen Betrieben 

anfallende häusliche Abwasser. 
 

(3) Die Stadt kann im Einzelfall den Grundstückseigentümer für das in landwirtschaftlichen 
Betrieben anfallende Abwasser auf Antrag vom Anschluss- und Benutzungszwang 
befreien, wenn die Voraussetzungen des §  51 Abs. 2 Nr. 1  LWG gegeben sind. Hierzu 
muss der Grundstückseigentümer nachweisen, dass das Abwasser im Rahmen der 
pflanzenbedarfsgerechten Düngung auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder 
gärtnerisch genutzten Böden ohne Beeinträchtigung des Wohls der Allgemeinheit im 
Einklang mit den wasserrechtlichen, abfallrechtlichen, naturschutzrechtlichen und 
immissionsschutzrechtlichen Bestimmungen aufgebracht wird. Der Nachweis ist erbracht, 
wenn der Landwirt eine wasserrechtliche, abfallrechtliche, naturschutzrechtliche und 
immissionsschutzrechtliche Unbedenklichkeitsbescheinigung der zuständigen Behörden 
vorlegt. 

 
§ 5 

Ausführung, Betrieb und Unterhaltung der Grundstücksentwässerungsanlage 
 

(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach den gemäß § 60 WHG und § 57 LWG 
NRW jeweils in Betracht kommenden Regeln der Technik zu bauen, zu betreiben und zu 
unterhalten. Die untere Umweltbehörde ordnet in ihrer Funktion als untere Wasserbehörde 
bei Bedarf die Sanierung an. 
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(2) Grundstücksentwässerungsanlage und Zuwegung sind so zu bauen, dass die 

Grundstücksentwässerungsanlagen durch die von der Stadt oder von beauftragten Dritten 
eingesetzten Entsorgungsfahrzeuge mit vertretbarem Aufwand die Entleerung durchführen 
können. Die Grundstücksentwässerungsanlage muss frei zugänglich sein, der Deckel 
muss durch eine Person zu öffnen sein.  
 

(3) Der Grundstückseigentümer hat Mängel im Sinne des Abs. 2 nach Aufforderung der Stadt 
zu beseitigen und die Grundstücksentwässerungsanlage in einen ordnungsgemäßen 
Zustand zu bringen. 

 
§ 6 

Entsorgung der Grundstücksentwässerungsanlagen 
 

(1) Die Entsorgung der Grundstücksentwässerungsanlagen ist unter Berücksichtigung der 
Herstellerhinweise und der DIN-Normen nach Bedarf, jedoch mindestens einmal pro Jahr 
durchzuführen. Vollbiologische Kleinkläranlagen mit DIBt-Zulassung sind ebenfalls nach 
den allgemein anerkannten Regeln der Technik bei Bedarf, mindestens jedoch im 
zweijährigen Abstand zu entleeren. Auf anderen rechtlichen Grundlagen (z.B. § 57 LWG 
NRW) beruhende weitergehende Verpflichtungen bleiben hiervon unberührt. 

 
(2) Die Durchführung der Entsorgung der abflusslosen Gruben erfolgt  

in der Weise, dass die Stadt ein zugelassenes Fäkalienunternehmen mit der nach Abs. 1 
erforderlichen Entsorgung beauftragt. Das Fäkalienunternehmen wird die Entsorgung 
vornehmen. Die hierfür entstehenden Kosten trägt die Stadt. Die Entsorgung der 
Kleinkläranlagen, für die dem Grundstückseigentümer bzw. Betreiber die 
Abwasserbeseitigungspflicht gemäß § 53 Abs. 4 Landeswassergesetz (LWG NRW) durch 
zuständige Behörde übertragen wurde, haben die Entsorgung der Kleinkläranlage gemäß 
Absatz (1)  selbst zu veranlassen. Die Kosten zahlt  der Eigentümer des Grundstückes 
unmittelbar an das Unternehmen. Kommt der Grundstückseigentümer seiner 
Beauftragungspflicht bzw. Entsorgungspflicht der Kleinkläranlage nicht nach, kann die 
Stadt die Entsorgung direkt auf seine Kosten veranlassen. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, dem Fäkalienunternehmen auf dem von ihm 

mitgeführten Begleitschein folgende Angaben zu bestätigen;  
 
a. Menge des übernommenen Abwassers 
b. Übereinstimmung der Abwasserqualität mit den in § 3 dieser Satzung genannten 

Bedingungen  
 

(4) Zum Entsorgungstermin hat der Grundstückseigentümer unter Beachtung der Vorgaben in 
§ 5 Abs. 2 dieser Satzung die Grundstücksentwässerungsanlagen freizulegen und die 
Zufahrt zu gewährleisten.  

 
(5) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind nach der Entleerung gemäß der 

Betriebsanleitung  und unter der Beachtung der insoweit geltenden DIN-Vorschriften wieder 
in Betrieb zu nehmen. 

 
(6) Der Anlageninhalt geht mit der Übernahme in das Eigentum der Stadt über. Die Stadt ist  

nicht verpflichtet, darin nach verlorenen  Gegenständen zu suchen oder suchen zu lassen. 
Werden Wertgegenstände gefunden, sind sie als Fundsache zu behandeln. 
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§ 7 

Haftung 
 

(1) Die Haftung des Grundstückseigentümers für den ordnungsgemäßen Betrieb seiner 
Grundstücksentwässerungsanlage wird durch diese Satzung und die nach ihr 
durchgeführte Entsorgung nicht berührt. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer haftet für Schäden infolge mangelhaften Zustandes oder 

unsachgemäßer oder satzungswidriger Benutzung seiner Grundstücks-
entwässerungsanlage oder Zuwegung. Er hat die Stadt von Ersatzansprüchen Dritter 
freizustellen, die wegen solcher Schäden geltend gemacht werden. Mehrere 
Ersatzpflichtige haften als Gesamtschuldner. 

 
(3) Kann die in der Satzung vorgesehene Entsorgung wegen höherer Gewalt, 

Betriebsstörungen, Witterungseinflüssen, Hochwasser oder aus ähnlichen Gründen nicht 
oder nicht rechtzeitig durchgeführt werden, hat der Grundstückseigentümer keinen 
Anspruch auf den Schadensersatz oder Ermäßigung der Benutzungsgebühr. 

 
§ 8 

Anmeldepflicht 
 

(1) Der Grundstückseigentümer hat der Stadt (Städtischer Abwasserbetrieb) das 
Vorhandensein von Grundstücksentwässerungsanlagen anzuzeigen. Die geltenden 
baurechtlichen und wasserrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt. 

 
(2) Wechselt der Grundstückseigentümer, so sind sowohl der bisherige als auch der neue 

Eigentümer verpflichtet, über den Wechsel im Grundeigentum die Stadt (Städtischer 
Abwasserbetrieb) unverzüglich zu benachrichtigen. 

 
§ 9 

Auskunftspflicht, Betretungsrecht 
 

(1) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, über seine Meldepflicht gem. § 8 hinaus der 
Stadt alle zur Durchführung der Abwasserbeseitigung erforderlichen Auskünfte zu erteilen. 

 
(2) Im Rahmen der Überwachungspflicht für Kleinkläranlagen nach § 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 

LWG NRW überprüft die Stadt durch regelmäßige Kontrollen den ordnungsgemäßen 
Zustand der Kleinkläranlagen. Sie kann sich zur Erfüllung dieser Pflicht nach § 53 Abs. 1 
Satz 3 LWG NRW Dritter bedienen. 

 
(3) Den Beauftragten der Stadt ist zur Prüfung, ob die Vorschriften dieser Satzung befolgt 

werden, ungehindert Zutritt zu den in Frage kommenden Teilen des Grundstückes und der 
Grundstücksentwässerungsanlage zu gewähren. Die Beauftragten haben sich auf 
Verlangen durch einen von der Stadt ausgestellten Dienstausweis auszuweisen. 

 
(4) Von der Stadt festgestellte Mängel an der Grundstücksentwässerungsanlage sind 

unverzüglich durch den Grundstückseigentümer auf seine Kosten zu beseitigen. 
 

(5) Der Grundstückseigentümer hat das Betreten und Befahren seines Grundstückes zum 
Zwecke der Entsorgung zu dulden. 
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§ 10 

Benutzungsgebühren 
 
Für die Entsorgung der Grundstücksentwässerungsanlage werden Benutzungsgebühren auf der 
Grundlage der §§ 10, 16 der Beitrags- und Gebührensatzung vom 01.12.2011 in der jeweils 
gültigen Fassung erhoben. 

§ 11 
Berechtigte und Verpflichtete 

 
Die sich aus dieser Satzung für den Grundstückseigentümer ergebenen Rechte und Pflichten 
geltend entsprechend auch für Wohnungseigentümer, Erbbauberechtigte und sonstige zur 
Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte. Die sich aus den §§ 3,4,5,6 sowie 8 und 9 
ergebenen Pflichten gelten auch für jeden schuldrechtlich zur Nutzung Berechtigten sowie jeden 
tatsächlichen Benutzer. 

§ 12 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig entgegen 

a) § 3 Stoffe einleitet, die nicht eingeleitet werden dürfen 
b) § 4 sich nicht an die Entsorgung anschließt oder sie nicht benutzt 
c) den Anforderungen des § 5 Grundstücksentwässerungsanlagen baut, betreibt und 

unterhält 
d) § 6 die Entsorgung der Grundstücksentwässerungsanlage nicht satzungsgemäß 

durchführen lässt, 
e) § 8 Abs. 1 und 2 seinen Anzeigepflichten nicht nachkommt, 
f) § 9 Abs. 1 und 2 Auskünfte nicht erteilt oder verweigert, 
g) § 9 Abs. 4 Mängel nicht beseitigt. 

 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 50.000 € geahndet werden.  

 
§ 13 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Satzung vom 12.12.1985 außer 
Kraft. 

Bekanntmachungsanordnung 
 

Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Nach § 7 Abs. (6) GO des 
Landes Nordrhein-Westfalen kann die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gegen 
diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschrieben Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Leichlingen, den 01.12.2011 
 
gez. Ernst Müller 
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Bürgermeister 
65 
 
4. Satzung vom 01.12.2011.zur Änderung der Entwässerungssatzung der Stadt Leichlingen 

vom 01.01.2008 
 
Aufgrund der §§ 7,8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. 1994 S. 666), zuletzt geändert durch 
Art. 4 des Gesetzes vom 17.12.2009 (GV. NRW.2009, S. 950) des Wasserhaushaltsgesetzes des 
Bundes (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31.07.2009 (BGBLI 2009,S.2585 ff.) 
sowie der § 51 ff. des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV.NRW. 1995, S. 926) zuletzt geändert durch Art. 3 des 
Gesetzes vom 16.03.2010 (GV. NRW. 2010, S. 185ff) hat der Rat der Stadt Leichlingen in der 
Sitzung am 01.12.2011 folgende 4. Satzung zur Änderung der Entwässerungssatzung 
beschlossen 
 

Artikel 1 
 
§  2 Begriffsbestimmungen erhält folgende Fassung: 
 
Im Sinne dieser Satzung bedeuten: 
 
1. Abwasser: 
 Abwasser ist Schmutzwasser und Niederschlagswasser. 
 
2. Schmutzwasser: 
 Schmutzwasser ist das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder sonstigen 

Gebrauch in seinen Eigenschaften veränderte und das bei Trockenwetter damit zusammen 
abfließende Wasser. Als Schmutzwasser gelten auch die aus Anlagen zum Behandeln, 
Lagern und Ablagerung von Abfällen austretenden und gesammelten Flüssigkeiten. 

 
3. Niederschlagswasser: 
 Niederschlagswasser ist das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten oder 

befestigten Flächen abfließende und gesammelte Wasser. 
 Niederschlagswasser, das als Brauchwasser genutzt wird, ist Schmutzwasser. 
 
4. Mischsystem: 
 Im Mischsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser gemeinsam gesammelt und 

fortgeleitet. 
 
5. Trennsystem: 
 Im Trennsystem werden Schmutz- und Niederschlagswasser getrennt gesammelt und 

fortgeleitet. 
 
6. Öffentliche Abwasseranlage: 
 
 a)  Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören alle von der Stadt selbst oder in ihrem Auftrag 

betriebenen Anlagen, die dem Sammeln, Fortleiten, Behandeln und Einleiten von 
Abwasser sowie der Verwertung oder Beseitigung der bei der städtischen 
Abwasserbeseitigung anfallenden Rückstände dienen. 

  
 Dazu gehören auch Anlagen, die von Dritten (z.B. wasserwirtschaftlichen Verbänden) 
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hergestellt oder unterhalten werden, wenn sie der Stadt aufgrund ihrer Beteiligung, 
Beitragsleistung oder kraft öffentlichen Rechts zur Abwasserbeseitigung zur Verfügung 
stehen und von ihr zu diesem Zweck genutzt werden.  

 
 b)  Zur öffentlichen Abwasseranlage gehören ferner die Grundstücksanschlussleitungen, nicht 

jedoch die haustechnischen Abwasseranlagen. 
 
 c)  Nicht zur öffentlichen Abwasseranlage im Sinne dieser Satzung gehören Kleinkläranlagen 

und abflusslose Gruben, die in der Satzung über die Entsorgung von 
Grundstücksentwässerungsanlagen der Stadt Leichlingen in der Fassung vom 
01.12.2011 geregelt sind. 

 
7. Anschlussleitungen: 

 Unter Anschlussleitungen im Sinne dieser Satzung werden Grundstücksanschlussleitungen 
und Hausanschlussleitungen verstanden. 

 
a)  Grundstücksanschlussleitungen sind die Leitungen von der öffentlichen  Abwasseranlage 

bis zur Grenze des jeweils anzuschließenden Grundstücks. 
 

b)  Hausanschlussleitungen sind Leitungen von Grenze des anzuschließenden Grundstückes 
bis zu dem Gebäude auf dem Grundstück, in dem Abwasser anfällt. Zu den 
Hausanschlussleitungen gehören auch Leitungen unter der Bodenplatte des Gebäudes 
auf dem Grundstück, in dem Abwasser anfällt sowie Schächte und Inspektionsöffnungen. 
Bei Druckentwässerungsnetzen ist die Druckstation (inklusive Druckpumpe) auf dem 
privaten Grundstück Bestandteil der Hausanschlussleitung.  

 
8. Haustechnische Abwasseranlagen: 

 Haustechnische Abwasseranlagen sind die Einrichtungen innerhalb und an den zu 
entwässernden Gebäuden, die der Sammlung, Vorbehandlung, Prüfung, Rückhaltung und 
Ableitung des Abwassers auf dem Grundstück dienen. (z.B. Abwasserrohre im Gebäude, 
Dachrinnen; Fallrohre, Hebeanlagen etc.) 
Sie gehören nicht zur öffentlichen Abwasseranlage. 

 
9. Druckentwässerungsnetz 

       Druckentwässerungsnetze sind zusammenhängende Leitungsnetze, in denen der Transport 
von Abwasser einer Mehrzahl von Grundstücken durch von Pumpen erzeugten Druck erfolgt. 
Die Druckpumpen und Pumpenschächte sind regelmäßig technisch notwendige Bestandteile 
des jeweiligen Gesamtnetzes, sie sind jedoch Bestandteil der Hausanschlussleitung, die nicht 
zur öffentlichen Abwasseranlage gehört. 

 
10. Abscheider: 
 Abscheider sind Fettabscheider, Leicht- und Schwerflüssigkeitsabscheider, Stärkeabscheider 

und ähnliche Vorrichtungen, die das Eindringen schädlicher Stoffe in die öffentliche 
Abwasseranlage durch Abscheiden aus dem Abwasser verhindern. 

 
11. Anschlussnehmer: 
      Anschlussnehmer ist der Eigentümer eines Grundstückes, das an die öffentliche         

Abwasseranlage angeschlossen ist.  
 
12. Indirekteinleiter: 
      Indirekteinleiter ist derjenige, der Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage einleitet oder 
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sonst hineingelangen lässt. 
 

13. Grundstück: 
Grundstück ist unabhängig von der Eintragung im Grundbuch jeder zusammenhängende 
Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit bildet. Befinden sich auf einem 
Grundstück mehrere bauliche Anlagen, so kann die Stadt für jede dieser Anlagen die 
Anwendung der für Grundstücke maßgeblichen Vorschriften dieser Satzung verlangen. 

 
Artikel 2 

 
Die 4. Änderung dieser Satzung tritt am 01.01.2012 in Kraft. 

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. Nach § 7 Abs. 6 der 
Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen vom 14. Juli 1994 kann die Verletzung von 
Verfahrens- oder Formvorschriften gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer 
Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn, 
 
a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, 
b. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden, 
c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d. der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei ist die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
Leichlingen, den 01.12.2011 
 
gez. Ernst Müller 
Bürgermeister 
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Beitrags- und Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung der Stadt Leichlingen vom 
01.12.2011, gültig ab 01.01.2012 
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§ 18 Inkrafttreten          
 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), zuletzt geändert 
durch Art. 4 des Gesetzes vom 17.12.2009 (GV. NRW. 2009 S. 950), der § 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 
des Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 
1969 (GV. NRW. 1969, S. 712), zuletzt geändert durch Gesetz vom 30.06.2009 (GV. NRW. 2009, 
S. 394) und des § 65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LWG NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 25. Juni 1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), zuletzt geändert 
durch Art. 3 des Gesetzes vom 16.03.2010 (GV. NRW. 2010, S. 185 ff) hat der Rat der Stadt 
Leichlingen in seiner Sitzung am 01.12.2011 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
Kanalanschlussbeitrag 

 
1. Zum Ersatz des durchschnittlichen Aufwandes für die Herstellung der gemeindlichen 

Abwasseranlage erhebt die Stadt einen Kanalanschlussbeitrag im Sinne § 8 Abs. 4 Satz 3 
KAG NRW. 

 
2. Die Kanalanschlussbeiträge sind die Gegenleistung für die Möglichkeit der 

Inanspruchnahme der gemeindlichen Abwasseranlage und den hierdurch gebotenen 
wirtschaftlichen Vorteil für ein Grundstück. Die Kanalanschlussbeiträge dienen dem Ersatz 
des Aufwandes der Stadt für die Herstellung, Anschaffung und Erweiterung der 
gemeindlichen Abwasseranlage. 

 
3. Der Kanalanschlussbeitrag ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück. 

 
§ 2 

Gegenstand der Beitragspflicht 
 

1. Ein Grundstück unterliegt der Beitragspflicht, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind: 
 

a) das Grundstück muss an die Abwasseranlage tatsächlich und rechtlich angeschlossen 
werden können, 

b) für das Grundstück muss nach der Entwässerungssatzung ein Anschlussrecht 
bestehen und 

c) für das Grundstück muss 
a.) eine bauliche oder gewerbliche Nutzung festgesetzt sein (z.B. durch 

Bebauungsplan), so dass es bebaut oder gewerblich genutzt werden darf oder 
b.)  soweit für ein Grundstück eine bauliche oder gewerbliche Nutzung nicht festgesetzt 

ist (z.B. im unbeplanten Innenbereich nach § 34 BauGB), muss das Grundstück 
nach der Verkehrsauffassung Bauland sein und nach der geordneten 
städtebaulichen Entwicklung der Stadt zur Bebauung anstehen. 

 
2. Wird ein Grundstück an die Abwasseranlage tatsächlich angeschlossen (z.B. im 

Außenbereich nach § 35 BauGB), so unterliegt es der Beitragspflicht auch dann, wenn die 
Voraussetzungen des Abs.1 nicht vorliegen. 

 
 

3. Der Beitragspflicht nach Abs. 1 unterliegen auch Grundstücke, die im Rahmen der 
Niederschlagswasserbeseitigung mittelbar an die gemeindliche Abwasseranlage 
angeschlossen sind. Dies ist insbesondere der Fall, wenn Niederschlagswasser von 



Amtsblatt der Stadt Leichlingen Nummer 

29 

Datum 

06.12.2011

Seite 

158 
 

 

 
 

158 
 
 
 
 

Grundstücken oberirdisch ohne leitungsmäßige Verbindung in die gemeindliche 
Abwasseranlage (z.B. in ein von der Stadt betriebenes Mulden-Rigolen-System) gelangen 
kann. 

 
4. Ein Grundstück im Sinne dieser Satzung ist  unabhängig von der Eintragung im 

Liegenschaftkataster und im Grundbuch jeder demselben Grundstückseigentümer 
gehörende Teil der Grundfläche, der selbstständig baulich oder gewerblich genutzt werden 
darf und an die Anlage angeschlossen werden kann. 

 
§ 3 

Beitragsmaßstab 
 

1. Maßstab für den Beitrag ist die Veranlagungsfläche. Diese ergibt sich durch Vervielfachen 
der Grundstücksfläche mit dem Veranlagungsfaktor.  

 
2. Als Grundstücksfläche gilt: 

 
a) bei Grundstücken im Bereich eines Bebauungsplanes die tatsächliche 

Grundstücksfläche,   
 

b) wenn ein Bebauungsplan nicht besteht, d.h. bei Grundstücken im unbeplanten 
Innenbereich (§ 34 BauGB) und im Außenbereich (§ 35 BauGB): die tatsächliche 
Grundstücksfläche bis zu einer Tiefe von 50 m von der Grundstücksgrenze, die der 
Erschließungsstraße zugewandt ist, die das Grundstück wegemäßig erschließt 
(Tiefenbegrenzung). Bei Grundstücken, die nicht an eine Erschließungsstraße 
unmittelbar angrenzen, wird die Fläche von der zu der Erschließungsstraße liegenden 
Grundstücksseite bis zu einer Tiefe von 50 m zugrunde gelegt. Reicht die bauliche 
oder gewerbliche Nutzung über diese Tiefenbegrenzung hinaus, so ist die 
Grundstückstiefe maßgebend, die durch die hintere Grenze der baulichen Nutzung 
bestimmt wird, die einen Entwässerungsbedarf nach sich zieht. Grundstücksteile, die 
lediglich die wegemäßige Verbindung zur Straße herstellen, bleiben bei der 
Bestimmung der Grundstückstiefe unberücksichtigt. 

 
3. Entsprechend der Ausnutzbarkeit wird die Grundstücksfläche mit einem 

Veranlagungsfaktor vervielfacht, der im Einzelnen beträgt: 
 

1. bei eingeschossiger Bebaubarkeit    100 v.H. 
2. bei zweigeschossiger Bebaubarkeit    125 v.H. 
3. bei dreigeschossiger Bebaubarkeit    150 v.H. 
4. bei viergeschossiger Bebaubarkeit    175 v.H. 
5. bei fünfgeschossiger Bebaubarkeit    200 v.H. 
6. bei sechs- und höhergeschossiger Bebaubarkeit  225 v.H. 

 
4. Als zulässige Zahl der Geschosse gilt die im Bebauungsplan festgesetzte höchstzulässige 

Zahl der Vollgeschosse. Weist der Bebauungsplan nur Grundflächen- und Baumassenzahl 
oder nur die zulässige Höhe der Bauwerke und keine höchstzulässige Zahl der 
Vollgeschosse aus, so gilt als Geschosszahl die Höhe des Bauwerks geteilt durch 3,5, 
wobei Bruchzahlen auf volle Zahlen abgerundet oder aufgerundet werden. Ist im Einzelfall 
eine größere Geschosszahl zugelassen oder vorhanden und geduldet, so ist diese 
zugrunde zu legen.  

 
5. In unbeplanten Gebieten und bei Grundstücken, für die im Bebauungsplan weder die 
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Geschosszahl noch die Baumassenzahl festgesetzt ist, ist maßgebend: 
 

a) bei bebauten Grundstücken die Zahl der tatsächlich vorhandenen Geschosse, 
 

b) bei unbebauten aber bebaubaren Grundstücken die Zahl der auf den Grundstücken 
der näheren Umgebung überwiegend vorhandenen Geschosse. 

 
6. Grundstücke, auf denen nur Garagen oder Stellplätze gebaut werden dürfen, gelten als 

eingeschossig bebaubare Grundstücke.  
 

7. In Kern-, Gewerbe- und Industriegebieten werden die in Abs. 3 genannten 
Nutzungsfaktoren um je 30 Prozentpunkte erhöht. Dieses gilt auch, wenn Gebiete nicht in 
einem Bebauungsplan festgesetzt, aber aufgrund der vorhandenen Bebauung und 
sonstigen Nutzung als Kerngebiete, Gewerbegebiete oder Industriegebiete anzusehen 
sind oder wenn eine solche Nutzung aufgrund der in der Umgebung vorhandenen Nutzung 
zulässig wäre. 

 
 

§ 4 
Beitragssatz 

 
1. Der Kanalanschlussbeitrag beträgt: 

 
a) wenn nur Schmutzwasser in die öffentliche Abwasseranlage eingeleitet werden kann 

           
5,00 € 

 
b) wenn nur Niederschlagswasser in die öffentliche Abwasseranlage eingeleitet werden  

kann   
3,80 € 

 
c) wenn Schmutz- und Niederschlagswasser in die öffentliche Abwasseranlage   

eingeleitet werden können   
8,80 € 

 
 je qm anrechenbare Veranlagungsfläche im Sinne des § 3. 

 
2. Entfallen die in Abs. 1 bezeichneten Beschränkungen der Benutzungsmöglichkeit, so ist 

der Restbetrag nach dem zu diesem Zeitpunkt geltenden Beitragssatzung zu zahlen. 
 

 
 

§ 5 
Entstehen der Beitragspflicht 

 
1. Die Beitragspflicht entsteht, sobald das Grundstück an die öffentliche Abwasseranlage 

angeschlossen werden kann.  
 

2. Im Falle des § 2 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht mit dem Anschluss. In den Fällen des § 
3 Abs. 2 entsteht die Beitragspflicht für den Restbetrag, sobald die Beschränkungen der 
Nutzungsmöglichkeit entfallen.  
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3. Für Grundstücke, die im Zeitpunkt des Inkrafttretens dieser Satzung bereits an die 
Abwasseranlage angeschlossen waren oder werden konnten, entsteht die Beitragspflicht 
mit Inkrafttreten dieser Satzung.   

 
4. In den Fällen des Abs. 3 entsteht keine Anschlussbeitragspflicht, wenn für den Anschluss 

des Grundstücks bereits eine Anschlussgebühr oder ein Anschlussbeitrag nach früherem 
Recht gezahlt oder ein dahingehender Anspruch erlassen wurde oder verjährt ist. 

 
§ 6 

Beitragspflichtiger 
 

1. Beitragspflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Bekanntgabe des Beitragsbescheides 
Eigentümer des Grundstückes ist. Ist das Grundstück mit einem Erbbaurecht belastet, so 
tritt an die Stelle des Eigentümers der Erbbauberechtigte. 

 
2. Mehrere Beitragspflichtige haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 7 

Fälligkeit der Beitragsschuld 
 

1. Der Beitrag wird einen Monat nach Bekanntgabe des Beitragsbescheides fällig.  
 

2. Widerspruch und Klage gegen einen Beitragsbescheid haben gem. § 80 Abs. 1 Nr. 1 der 
Verwaltungsgerichtsordnung keine aufschiebende Wirkung und entbinden deshalb nicht 
von der Pflicht zur fristgerechten Zahlung. 

 
 

§ 8 
Benutzungsgebühren 

 
1. Für die Inanspruchnahme der gemeindlichen Abwasseranlage erhebt die Stadt nach §§ 4 

Abs. 2, 6 KAG NRW Abwassergebühren (Benutzungsgebühren) zur Deckung der Kosten 
im Sinne des § 6 Abs. 2 KAG NRW sowie der Verbandslasten nach § 7 KAG NRW. 

 
2. In die Abwassergebühr wird nach § 65 LWG NRW eingerechnet : 

 
- Die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der Stadt (§ 65 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LWG 

NRW) 
 

- Die Abwasserabgabe für die Einleitung von Niederschlagswasser ( § 65 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 in Verbindung mit § 64 Abs. 1 Satz 2 LWG NRW) 

 
- Die Abwasserabgabe, die von Abwasserverbänden auf die Stadt umgelegt wird (§ 65 

Abs. 1. Satz 1 Nr. 3 LWG NRW). 
 

3.  Die Abwasserabgabe für Kleineinleiter (§ 65 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 in Verbindung mit § 64 
Abs. 1. Satz 1 LWG NRW) wird im Rahmen der Gebührenerhebung nach § 16 dieser 
Satzung von denjenigen erhoben, die keine Kleinkläranlage haben, die den 
Anforderungen des § 57 LWG NRW entspricht. 

 
4.  Die Abwassergebühr ruht als öffentliche Last auf dem Grundstück (§ 6 Abs. 5 KAG NRW) 
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§ 9 

Gebührenmaßstäbe 
 

1.  Die Gemeinde erhebt getrennte Abwassergebühren für die Beseitigung von Schmutz- und 
Niederschlagswasser (Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, Versickern, Verregnen 
und Verrieseln sowie das Entwässern von Klärschlamm im Zusammenhang mit der 
Beseitigung des Abwassers). 

 
2.  Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach dem Frischwassermaßstab. (§ 10) 

 
3.  Die Niederschlagwassergebühr bemisst sich auf der Grundlage der Quadratmeter der 

bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Fläche auf den angeschlossenen 
Grundstücken, von denen Niederschlagswasser abflusswirksam in die gemeindliche 
Abwasseranlage gelangen kann. (§ 11). 

 
§ 10 

Schmutzwassergebühren  
 

1.  Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der Menge des häuslichen und gewerblichen 
Schmutzwassers berechnet, das der Abwasseranlage von den angeschlossenen 
Grundstücken zugeführt wird. Dies gilt auch, wenn das in einer abflusslosen Grube 
gesammelte Schmutzwasser zu einer Kläranlage abgefahren wird. Berechnungseinheit ist 
der Kubikmeter (m³) Schmutzwasser.  

 
2.  Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage 

bezogene Frischwassermenge (§ 10 Abs. 3) und die aus privaten 
Wasserversorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, Regenwassernutzungsanlagen) 
gewonnene Wassermenge (§ 10 Abs. 4), abzüglich der auf dem Grundstück nachweisbar 
verbrauchten und zurückgehaltenen Wassermengen, die nicht in die gemeindliche 
Abwasseranlage oder die abflusslose Grube eingeleitet werden (§ 10 Abs. 5). 

 
3.  Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen werden durch Wasserzähler ermittelt. 

Bei dem aus der öffentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen Wasser gilt die mit 
dem Wasserzähler gemessene Wassermenge als Verbrauchsmenge. Hat ein 
Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert, oder kann die zugeführte Wassermenge 
aus anderen Gründen nicht ermittelt werden, so wird die Wassermenge von der Stadt 
unter Zugrundelegung eines geeigneten Maßstabes geschätzt.  

 
4.  Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversorgungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, 

Regenwassernutzungsanlagen) hat der Gebührenpflichtige den Mengennachweis durch 
einen auf seine Kosten eingebauten und ordnungsgemäß funktionierenden Wasserzähler 
zu führen. Der Nachweis über den ordnungsgemäß funktionierenden Wasserzähler 
obliegt dem Gebührenpflichtigen. Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau eines solchen 
Wasserzählers nicht zumutbar, so ist die Stadt berechtigt, die aus diesen Anlagen 
zugeführten Wassermengen zu schätzen (z.B. auf der Grundlage der durch die 
wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten Entnahmemengen oder auf der Grundlage der 
Pumpleistung sowie Betriebsstunden der Wasserpumpe oder unter Berücksichtigung der 
statistischen Verbräuche im Stadtgebiet). Eine Schätzung erfolgt auch, wenn der 
Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert.  

 
5.  Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden die auf dem Grundstück 
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nachweisbar verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen abgezogen. Von dem 
Abzug sind Wassermengen bis zu 15 m³ jährlich ausgeschlossen. Der Nachweis der 
verbrauchten und zurückgehaltenen Wassermengen obliegt den Gebührenpflichtigen. Der 
Gebührenpflichtige ist verpflichtet, den Nachweis der verbrauchten oder zurückgehaltenen 
Wassermengen durch einen auf seine Kosten eingebauten ordnungsgemäß 
funktionierenden Abwassermesser oder Wasserzähler zu führen. Der Nachweis über die 
ordnungsgemäße Funktion des Abwassermessers oder Wasserzählers obliegt dem 
Gebührenpflichtigen. Ist der Einbau eines Wassermessers oder eines Wasserzählers im 
Einzelfall nicht zumutbar, so hat der Gebührenpflichtige den Nachweis durch 
nachprüfbare Unterlagen zu führen, aus denen sich insbesondere ergibt, aus welchen 
nachvollziehbaren Gründen Wassermengen der gemeindlichen Abwassereinrichtung nicht 
zugeleitet werden und wie groß diese Wassermengen sind. Die nachprüfbaren Unterlagen 
müssen geeignet sein, der Stadt eine zuverlässige Schätzung der auf dem Grundstück 
zurückgehaltenen Wassermengen durchzuführen. Soweit der Gebührenpflichtige aus 
diesem Grund mittels eines speziellen Gutachtens den Nachweis erbringen will, hat er die 
gutachterlichen Ermittlungen vom Inhalt, von der Vorgehensweise und vom zeitlichen 
Ablauf vorher mit der Stadt abzustimmen. 

 
Der Nachweis ist von dem Gebührenpflichtigen bis spätestens zum 31.10. des jeweligen 
Gebührenjahres zu erbringen. Wird ein Nachweis nach Ablauf der Frist erbracht, wird der 
Abzug nicht mehr berücksichtigt. 

 
6.  Bei Gebührenpflichtigen, die in den Fällen des § 7 Abs. 2  KAG von einem 

Entwässerungsverband zu Verbandslasten oder Abgaben herangezogen werden, 
ermäßigt sich die an die Stadt zu zahlende Gebühr um die nach § 7 Abs. 2 Satz 3 und 4 
KAG anrechnungsfähigen Beträge. 

 
7.  Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser jährlich 3,15 €. 

 
§ 11 

Niederschlagswassergebühr 
 

1.  Grundlage der Gebührenberechnung für das Niederschlagswasser ist die 
Quadratmeterzahl der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten 
Grundstücksfläche, von denen Niederschlagswasser leitungsgebunden oder nicht 
leitungsgebunden abflusswirksam in die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann. 
Eine nicht leitungsgebundene Zuleitung liegt insbesondere vor, wenn von bebauten 
und/oder befestigten Flächen oberirdisch aufgrund des Gefälles Niederschlagwasser in 
die gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann.  

 
2.  Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten Flächen werden im Wege der 

Befragung der Eigentümer der angeschlossenen Grundstücke ermittelt. Der 
Grundstückseigentümer ist verpflichtet, der Stadt auf Anforderung die Quadratmeterzahl 
der bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie in die öffentliche 
Abwasseranlage abflusswirksamen Fläche auf seinem Grundstück mitzuteilen 
(Mitwirkungspflicht). Die Stadt erstellt durch eine Überfliegung des Stadtgebietes 
Luftbilder von den Grundstücken. Mit Hilfe der Luftbilder wird ein zeichnerischer Lageplan 
zur Befragung des Grundstückseigentümers entwickelt, aus welchem sich die bebauten 
und/oder befestigten abflusswirksamen Flächen ergeben, von denen das 
Niederschlagswasser in die öffentliche Abwasseranlage gelangt. Der 
Grundstückseigentümer ist verpflichtet, zu diesem oder einem anderen zeichnerischen 
Lageplan Stellung zu nehmen und mitzuteilen, ob die abflusswirksamen Flächen durch 
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die Stadt zutreffend ermittelt worden sind. Soweit erforderlich, kann die Stadt die Vorlage 
weiterer Unterlagen einfordern. Kommt der Grundstückseigentümer seiner 
Mitwirkungspflicht nicht nach oder liegen für ein Grundstück keine geeigneten 
Angaben/Unterlagen des Grundstückseigentümers vor, wird die bebaute(bzw. überbaute) 
und/oder befestigte sowie abflusswirksame Fläche von der Stadt geschätzt. Die 
Datenerhebung, Datenspeicherung und Datennutzung erfolgt zur ordnungsgemäßen 
Erfüllung der Abwasserbeseitigungspflicht der Stadt (z.B. Planung und ausreichende 
Dimensionierung der öffentlichen Kanäle), zur verursachergerechten Abrechnung der 
Niederschlagswassergebühr und zum Nachweis der rechtmäßigen Erhebung der 
Niederschlagswassergebühr. Insoweit hat der Grundstückseigentümer als 
Gebührenschuldner den damit verbundenen Eingriff in das Recht auf informationelle 
Selbstbestimmung zu dulden.   

 
3.  Wird die Größe der bebauten und/oder befestigten Flächen verändert, so hat der 

Grundstückseigentümer dies der Stadt innerhalb eines Monates nach Abschluss der 
Veränderung anzuzeigen.  Für die Änderungsanzeige gilt § 11 Abs. 2 entsprechend. Die 
veränderte Größe der bebauten und/oder befestigten Fläche wird mit dem 1. Tag des 
Monates berücksichtigt, der auf die erstmalige Inanspruchnahme der öffentlichen 
Abwasseranlage folgt. 

 
4.  Lückenlos begrünte Dachflächen werden bei der Bemessung der Gebühr mit der Hälfte 

ihrer Fläche angesetzt.  
Angeschlossene Flächen, von denen Niederschlagswaser als Brauchwasser verwendet 
wird, (§ 10 Abs. 2 und 4) bleiben für die Niederschlagswassergebühr außer Ansatz. 
Die Ermäßigung erfolgt nur auf Antrag. Der Antrag muss vor Bestandskraft des 
Gebührenbescheides gestellt werden.  

 
5.  Die Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter bebauter und/oder befestigter Fläche im Sinne 

des Abs. 1 1,25 €. 
 

 
§ 12 

Beginn und Ende der Gebührenpflicht 
 

1.  Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. des Monates, der auf den Zeitpunkt der 
betriebsfertigen Herstellung des Anschlusses folgt; bei abflusslosen Gruben mit der 
Inbetriebnahme der Anlage. 

 
2.  Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten dieser Satzung bereits bestehen, beginnt die 

Gebührenpflicht nach dieser Satzung mit deren Inkrafttreten. 
 

3.  Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des Anschlusses an die Abwasseranlage. 
Endet die Gebührenpflicht im Laufe eines Monates, so wird die Benutzungsgebühr bis 
zum Ablauf des Monates erhoben, in dem die Veränderung erfolgt. 

 
 

§ 13 
Gebührenpflichtige 

 
1. Gebührenpflichtige sind 

 
a. der Grundstückseigentümer bzw. wenn ein Erbbaurecht bestellt ist, der 
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Erbbauberechtigte, 
b. der Nießbraucher oder derjenige, der ansonsten zur Nutzung des Grundstückes 

dinglich berechtigt ist. 
c. bei Bestehen von Wohnungseigentümergemeinschaften die   Wohnungseigentümer 
d. der Straßenbaulastträger für die Straßenoberflächenentwässerung. 

 
Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner. 

 
2. Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Grundstückseigentümer vom Beginn des 

Monats an gebührenpflichtig, der dem Monat der Rechtänderung im Grundbuch folgt. Für 
sonstige Gebührenpflichtige gilt dies entsprechend. Eigentums- bzw. Nutzungswechsel hat 
der bisherige Gebührenpflichtige der Stadt innerhalb eines Monates nach der 
Rechtsänderung schriftlich mitzuteilen.  

 
3. Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung der Gebühren erforderlichen 

Auskünfte zu erteilen sowie der Stadt die erforderlichen Daten und Unterlagen zu 
überlassen. Sie haben ferner zu dulden, dass Beauftragte der Stadt das Grundstück 
betreten, um die Bemessungsgrundlage festzustellen oder zu überprüfen. 

 
§ 14 

Fälligkeit der Gebühr 
 

Die Benutzungsgebühr wird einen Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. Die 
Gebühren können zusammen mit anderen Abgaben erhoben werden.  
 

§ 15 
Vorausleistungen 

 
1. Die Stadt erhebt monatlich (von Februar bis Dezember) nach § 6 Abs. 4 KAG NRW 

Vorausleistungen auf die Jahresabwassergebühr in Höhe von 1/12 des Betrages, der sich 
aus der Abrechnung des Vorjahres ergibt. Ist eine solche Berechnung nicht möglich, 
bemessen sich die Abschlagszahlungen und Teilzahlungen nach § 9 Abs. 6. 

 
2. Der Vorausleistungssatz entspricht dem Gebührensatz für das jeweilige Kalenderjahr. 

 
3. Die Gebühr entsteht erst am 31.12. des jeweiligen Kalenderjahres. Die Endabrechnung 

und endgültige Festsetzung erfolgt im darauf folgenden Kalenderjahr durch Bescheid. 
 

4. Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Vorausleistungen bemessen wurden, so wird 
der übersteigende Betrag erstattet bzw. verrechnet. Wurden Vorausleistungen zu gering 
bemessen, wird der fehlende Betrag bei der Berechnung nacherhoben. Nach der 
Beendigung des Benutzungsverhältnisses werden zuviel gezahlte Vorausleistungen 
erstattet. Die auf einen zurückliegenden Erhebungszeitraum bezeichneten 
Abrechnungsbeträge sowie die sich aus der Abrechnung der Vorausleistungen ergebenden 
Nachzahlungsbeträge sind innerhalb eines Monates nach Bekanntgabe des Bescheides 
fällig. 

§ 16 
Gebühr für das Abfahren und die Behandlung von Klärschlamm 

 
1. Für das Abfahren und die Behandlung von Klärschlamm aus Kleinkläranlagen in die 

Klärwerke des Wupperverbandes wird die Gebühr nach der abgefahrenen Menge in m³ 
inkl. des etwa erforderlichen Spülwassers erhoben. 
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2. Die Gebührenpflicht gemäß Abs. 4 entsteht mit dem Zeitpunkt der Abfuhr. 

 
3. Gebührenpflichtiger ist der Grundstückseigentümer, der Erbbauberechtigte oder der sonst 

zur Nutzung des Grundstücks dinglich Berechtigte, auf dessen Grundstück die 
Kleinkläranlage betrieben wird.  

 
4. Die Gebühr beträgt 76,27 €/m³. 
 

§ 17 
Auskunftspflicht 

 
1. Die Beitrags- und Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung der Beiträge und 

Gebühren erforderlichen Auskünfte zu erteilen, sowie Daten und Unterlagen zu überlassen 
und zu dulden, dass Beauftragte der Stadt die Grundstücke betreten, um die 
Bemessungsgrundlagen festzustellen oder zu überprüfen. 

 
2. Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus sonstigen Gründen nicht zu erlangen, 

so kann die Stadt die für die Berechnung maßgebenden Merkmale unter Berücksichtigung 
aller sachlichen Umstände schätzen oder durch einen anerkannten Sachverständigen auf 
Kosten des Beitrags- und Gebührenpflichtigen schätzen lassen. 

 
§ 18 

Inkrafttreten 
 

Diese Satzung tritt am 1. Januar 2012 in Kraft. Gleichzeitig tritt die Beitrags- und 
Gebührensatzung vom 20. Dezember 1994 in der zuletzt gültigen Fassung außer Kraft.  

 
Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Nach § 7 Abs. (6) GO des 
Landes Nordrhein-Westfalen kann die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften gegen 
diese Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht 
werden, es sei denn, 
 

a) eine vorgeschrieben Genehmigung fehlt, 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher gerügt und dabei die 

verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt.  
 
Leichlingen, den 01.12.2011 
 
gez. Ernst Müller 
Bürgermeister 
 
67 

Wirtschaftsplan des Städtischen Abwasserbetriebes der Stadt Leichlingen für das 
Wirtschaftsjahr 2012 

 
Aufgrund des § 107 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW Seite 666), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
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03.02.2004 (GV NW Seite 96) und der §§ 14 ff. der Eigenbetriebsverordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Bekanntmachung vom 01.06.1988 (GV NW Seite 324 / 
SGV NW 641), geändert durch Gesetz vom 30.04.2002 hat der Rat der Stadt Leichlingen in seiner 
Sitzung am 01.12.2011 folgenden Beschluss gefasst: 
 

§ 1 
 
der Wirtschaftsplan für das Wirtschaftsjahr 2012 wird im 
 
Erfolgsplan 
im Aufwand auf                7.333.808 € 
im Ertrag aus                 7.333:808 € 
 
Vermögensplan in den 
Einnahmen auf                3.587.627 € 
Ausgaben auf                 3.587.627 € 
 
festgesetzt. 
 

§ 2 
 
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme im Wirtschaftsjahr 2012  
zur Finanzierung von Ausgaben im Vermögensplan erforderlich ist, wird auf        1.270.000 € 
festgesetzt. 

§ 3 
 
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen wird auf          3.310.000 € 
festgesetzt. 

§ 4 
 
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, die im Wirtschaftsjahr 2011 zur  
rechtzeitigen Leistung von Ausgaben in Anspruch genommen werden dürfen, 
wird auf                 1.000.000 € 
festgesetzt. 

§ 5 
 
Die Entwässerungsgebühren werden entsprechend der jeweils gültigen Gebührensatzung der 
Stadt Leichlingen festgesetzt. 
 
Leichlingen, den 01.12.2011 
 
gez. Ernst Müller 
Bürgermeister 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. Nach § 7 Abs. (6) GO für das 
Land Nordrhein-Westfalen vom 14.07.1994, geändert durch Gesetz vom 03.02.2004, kann die 
Verletzung von Verfahrens- oder Formschriften gegen diese Satzung nach Ablauf eines Jahres 
seit ihrer Verkündigung nicht mehr geltend gemacht werden, es sein denn: 
 

a. eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 
wurde nicht durchgeführt, 
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b. die Satzung ist nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 
c. der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d. der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt vorher angezeigt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt. 

 
Leichlingen, den 01.12.2011 
 
gez. Ernst Müller 
Bürgermeister 
 
68 
 
Öffentliche Bekanntmachung über die Satzung der Stadt Leichlingen vom 01.12.2011 zum 

Bebauungsplan Nr. 89 „Westlich Neukirchener Straße“ 
 
Auf Grund der §§ 2(1) und 10 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I. S. 2414) in Verbindung mit den §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV 
NW S. 666) wurde der Bebauungsplan Nr. 89 „Westlich Neukirchener Straße“ vom Rat der 
Stadt Leichlingen in seiner Sitzung am 01.12.2011 als Satzung beschlossen. 
 
Diese Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung der Stadt Leichlingen - Bebauungsplan Nr. 89 „Westlich Neukirchener 
Straße“ wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 89 „Westlich Neukirchener Straße“ liegt mit Begründung vom Tag der 
Bekanntmachung während der Sprechzeiten im Bauamt der Stadt Leichlingen, Am 
Schulbusch 16, Zimmer 01/02, zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus folgendem Übersichtsplan ersichtlich: 
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 Maßstab: ohne 
 
Hinweise: 
 
1. Auf die Vorschriften des § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

(GO NW) in der Neufassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S 666) wird 
hingewiesen. Hiernach kann die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses 
Gesetzes gegen Satzungen und sonstige ortsrechtliche Bestimmungen nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 

 
a) Eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
b) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
 
2. Auf die Vorschriften des § 44 (3) Satz 1 und 2 und (4) des Baugesetzbuches (BauGB) in der 

Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I. S. 2414) über die fristgemäße 
Geltendmachung etwaiger Einsprüche in eine bisherige Nutzung durch diesen Bebauungsplan 
und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 

 
3. Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis Nr. 3 des BauGB bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist. 
Mängel der Abwägung sind unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Bei der 
Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, 
darzulegen. 

 
Leichlingen, den 01.12.2011 
 
Der Bürgermeister 
 
 gez. Ernst Müller 
 
 
69 
 
Öffentliche Bekanntmachung über die Satzung der Stadt Leichlingen vom 01.12.2011 zum 

Bebauungsplan Nr. 81 „Gelände Gehrke-Haus“ 
 
Auf Grund der §§ 2(1) und 10 des Baugesetzbuches in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 (BGBl. I. S. 2414) in Verbindung mit den §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV 
NW S. 666) wurde der Bebauungsplan Nr. 81 „Gelände Gehrke-Haus“ vom Rat der Stadt 
Leichlingen in seiner Sitzung am 01.12.2011 als Satzung beschlossen. 
 
Diese Satzung tritt mit ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung der Stadt Leichlingen - Bebauungsplan Nr. 81 „Gelände Gehrke-
Haus“  wird hiermit gemäß § 10 Abs. 3 BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 
23.09.2004 öffentlich bekannt gemacht. 
 
Der Bebauungsplan Nr. 81 „Gelände Gehrke-Haus“ liegt mit Begründung vom Tag der 
Bekanntmachung während der Sprechzeiten im Bauamt der Stadt Leichlingen, Am 
Schulbusch 16, Zimmer 01/02, zu jedermanns Einsicht öffentlich aus. 
 
Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist aus folgendem Übersichtsplan ersichtlich: 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Hinweise: 
 
1. Auf die Vorschriften des § 7 Abs. 6 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen 

(GO NW) in der Neufassung der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV NW S 666) wird 
hingewiesen. Hiernach kann die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften dieses 
Gesetzes gegen Satzungen und sonstige ortsrechtliche Bestimmungen nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr geltend gemacht werden, es sei denn 

 
e) Eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt, oder ein vorgeschriebenes Anzeigeverfahren 

wurde nicht durchgeführt, 
f) die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder der Flächennutzungsplan ist 

nicht ordnungsgemäß bekannt gemacht worden, 
g) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher beanstandet oder 
h) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Gemeinde vorher gerügt und dabei 

die verletzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel ergibt. 
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2. Auf die Vorschriften des § 44 (3) Satz 1 und 2 und (4) des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23.09.2004 (BGBl. I. S. 2414) über die fristgemäße 
Geltendmachung etwaiger Einsprüche in eine bisherige Nutzung durch diesen Bebauungsplan 
und über das Erlöschen von Entschädigungsansprüchen wird hingewiesen. 

 
4. Eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis Nr. 3 des BauGB bezeichneten 

Verfahrens- und Formvorschriften ist unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit 
dieser Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden ist. 
Mängel der Abwägung sind unbeachtlich, wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit dieser 
Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Gemeinde geltend gemacht worden sind. Bei der 
Geltendmachung ist der Sachverhalt, der die Verletzung oder den Mangel begründen soll, 
darzulegen. 

 
Leichlingen, den 01.12.2011 
 
Der Bürgermeister 
 
gez. Ernst Müller 
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